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1 ALLGEMEINES 

Der Verband ist der Zusammenschluss von Lehr- und Be-

ratungskräften für Haushalt und Verbrauch im ländlichen 

Raum. Er verfolgt keine parteipolitischen Ziele und ist 

konfessionell neutral. 

Der Verband hat seinen Sitz in Münster und ist in das Ver-
einsregister Münster eingetragen. Seine Postanschrift ist 

die der jeweiligen Vorsitzenden. Die Anschrift wird in der 
Verbandszeitschrift veröffentlicht. Das Geschäftsjahr ist 

das Kalenderjahr. 

 

ALLGEMEINES 

Der Verband ist der Zusammenschluss von Lehr- und Bera-

tungskräften für Haushalt und Verbrauch im ländlichen 

Raum (vlb). Er verfolgt keine parteipolitischen Ziele und ist 

konfessionell neutral. 

Der Verband hat seinen Sitz in Münster und ist in das Ver-
einsregister Münster eingetragen. Seine Postanschrift ist die 

der jeweiligen Vorsitzenden. Die Anschrift wird in der Ver-
bandszeitschrift veröffentlicht.  

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

2 AUFGABEN DES VERBANDES 

 

 

 

 

 

 

1. Vertretung und Wahrnehmung der beruflichen Interes-

sen und sozialen Belange seiner Mitglieder. 

2. Förderung seiner Mitglieder durch berufsbezogene und 

allgemeine Informationsveranstaltungen. 

AUFGABEN DES VERBANDES 

(1) Der Verband dient keinen wirtschaftlichen Zwecken. 

(2) Er vertritt und fördert die beruflichen Interessen und sozialen 

Belange seine Mitglieder. Insbesondere obliegen ihm folgende 

Aufgaben: 

1. Vertretung und Wahrnehmung der beruflichen Interessen 

und sozialen Belange seiner Mitglieder.(Eingearbeitet in (2)) 

1. Förderung seiner Mitglieder durch berufliche, berufsbezo-

gene und allgemeine Weiterbildung. 



3. Herausgabe einer Verbandszeitschrift. 

4. Zusammenarbeit mit anderen Verbänden und Instituti-

onen. 

 

2. Herausgabe einer Verbandszeitschrift. 

3. Zusammenarbeit mit anderen Verbänden und Institutio-

nen. 

 

3 GLIEDERUNG DES VERBANDES 

Der Bundesverband besteht aus Landesgruppen, in denen 

die Einzelmitglieder zusammengefasst sind. Sofern keine 

Landesgruppen bestehen, kann eine Mitgliedschaft von 

Einzelmitgliedern zugelassen werden. Der Einzugsbereich 

einer Landesgruppe ist in der Regel der eines Bundeslan-

des. 

 

 GLIEDERUNG DES VERBANDES 

(1) Der Bundesverband besteht aus Landesgruppen, in denen 

die Einzelmitglieder zusammengefasst sind. Sofern keine 

Landesgruppen bestehen, kann eine Mitgliedschaft von Ein-

zelmitgliedern zugelassen werden.  

(2) Landesgruppen sind (unselbstständige) Untergliederungen, je-

doch mit eigenem Vorstand und eigenem Haushalt. Der Einzugsbe-

reich einer Landesgruppe ist in der Regel der eines Bundes-

landes. 

 

4 MITGLIEDSCHAFT 

Mitglied kann jede Person werden, die für die Lehr- und 

Beratungstätigkeit im Bereich „Haushalt und Verbrauch 

im ländlichen Raum“ ausgebildet oder in diesem Bereich 

tätig ist. In der Ausbildung stehende können als Mitglie-

der aufgenommen werden. 

Die Beitrittserklärung erfolgt schriftlich an die Landes-

gruppe, deren Vorstand über den Aufnahmeantrag ent-

scheidet. 

MITGLIEDSCHAFT 

(1) Mitglied kann jede Person werden, die für die Lehr- und 

Beratungstätigkeit im Bereich „Haushalt und Verbrauch im 

ländlichen Raum“ ausgebildet oder in diesem Bereich tätig 

ist. In der Ausbildung stehende können als Mitglieder aufge-

nommen werden. 

(2) Die Beitrittserklärung erfolgt schriftlich an die Landes-

gruppe, deren Vorstand über den Aufnahmeantrag entschei-

det. 



Bei Einzelmitgliedern erfolgt die Beitrittserklärung schrift-

lich an den geschäftsführenden Vorstand, der über den 

Aufnahmeantrag entscheidet. 

Zu Ehrenmitgliedern können Mitglieder ernannt werden, 

die sich um den Verband besonders verdient gemacht ha-

ben. 

Die Mitgliedschaft kann jeweils zum 31. Dezember eines 

Jahres mit einer dreimonatigen Kündigungsfrist schriftlich 

gekündigt werden oder durch Ausschluss. 

Der Ausschluss kann nur erfolgen, wenn das Verhalten 

des Mitgliedes das Ansehen oder die Interessen des Ver-

bandes schädigt. Über den Ausschluss entscheidet der 

Vorstand der Landesgruppe bzw. bei Einzelmitgliedern der 

geschäftsführende Vorstand. 

 

(3) Bei Einzelmitgliedern erfolgt die Beitrittserklärung 

schriftlich an den geschäftsführenden (Bundes)Vorstand, 

der über den Aufnahmeantrag entscheidet. 

 

(4) Stimmberechtigt sind Mitglieder gemäß Absatz 1. 

(5) Die Mitgliedschaft kann jeweils zum 31. Dezember eines 

Jahres mit einer dreimonatigen Kündigungsfrist (bis zum 

30.09.) schriftlich gekündigt werden, bzw. durch Versterben 

des Mitglieds oder durch Ausschluss beendet werden. 

(6) Der Ausschluss kann nur erfolgen, wenn das Verhalten 

des Mitgliedes das Ansehen oder die Interessen des Verban-

des schädigt. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand 

der Landesgruppe bzw. bei Einzelmitgliedern der geschäfts-

führende (Bundes)Vorstand. 

(7) Zu Ehrenmitgliedern können Mitglieder ernannt werden, 

die sich um den Verband besonders verdient gemacht ha-

ben. 

 

  §5 Rechte und Pflichten 

(1) Die Mitglieder haben Anspruch auf Wahrnehmung und Förderung 

ihrer Interessen nach Maßgabe der Satzung. Sie haben das Recht, 

an den Veranstaltungen des Verbandes teilzunehmen und über 



die Arbeit des Verbandes informiert zu werden. Wünsche und An-

regungen zur Förderung der Arbeit können allen Organen des Ver-

bandes vorgebracht werden.  

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, insbesondere 

- die satzungsmäßigen Beschlüsse der Organe des  

  Verbandes zu beachten, 

- die festgesetzten Beiträge fristgerecht zu leisten, 

- Änderungen ihrer Daten unverzüglich dem Verband  

  mitzuteilen. 

(3) Der Verband verarbeitet von seinen Mitgliedern die folgenden 

Daten: Name, Anschrift, Kontaktdaten (Telefonnummer, EMail-

Adresse), Geburtsdatum, vereinsbezogene Daten (Eintritt, Eh-

rungen, Ämter) und sofern erteilt - die IBAN für den Beitrags-

einzug. 

(4) Diese Daten werden ausschließlich für die Mitgliederverwaltung 

benötigt. Eine Übermittlung an Dritte erfolgt nur, wenn dies er-

forderlich ist.  

5 MITGLIEDSBEITRÄGE 

Die Mitglieder zahlen zu Beginn des Jahres einen Mit-

gliedsbeitrag an die Landesgruppe, die Einzelmitglieder an 

die Kasse des Bundesverbandes . Der Beitrag sowie Bei-

tragsermäßigungen werden von den Landesgruppen bzw. 

für die Einzelmitglieder vom Gesamtvorstand festgelegt 

§ 6 MITGLIEDSBEITRÄGE 

Die Mitglieder zahlen zu Beginn des Jahres einen Mitglieds-

beitrag an die Landesgruppe, die Einzelmitglieder an die 

Kasse des Bundesverbandes. Der Beitrag sowie Beitragser-

mäßigungen werden von den Landesgruppen bzw. für die 

Einzelmitglieder vom Gesamtvorstand festgelegt 



Die Höhe des Anteils für den Bundesverband wird von der 

Mitgliederversammlung des Bundesverbandes festgesetzt. 

Im Beitrag ist das Bezugsgeld für die Verbandszeitschrift 

eingeschlossen. 

 

Die Höhe des Anteils für den Bundesverband wird von der 

Mitgliederversammlung des Bundesverbandes festgesetzt. 

Im Beitrag ist das Bezugsgeld für die Verbandszeitschrift 

eingeschlossen. 

 

6 ORGANE DES VERBANDES 

1. Mitgliederversammlung 

2. Delegiertenversammlung 

3. Gesamtvorstand 

4. Geschäftsführender Vorstand 

 

§7 ORGANE DES VERBANDES 

1. Mitgliederversammlung 

2. Delegiertenversammlung (nur im Bundesverband) 

3. Gesamtvorstand 

4. Geschäftsführender Vorstand 

7  MITGLIEDERVERSAMMLUNG 

Die Mitgliederversammlung wird alle 2 Jahre von der Vor-

sitzenden des Verbandes einberufen und von ihr oder ih-

rer Stellvertreterin geleitet. 

Die Mitgliederversammlung muss einberufen werden, 

wenn der Gesamtvorstand es verlangt. 

 §8 MITGLIEDERVERSAMMLUNG  

 

(1) Die Mitgliederversammlung wird alle 2 Jahre von der 

Vorsitzenden des Verbandes einberufen und von ihr oder ih-

rer Stellvertreterin geleitet. 

(2) Die Mitgliederversammlung muss einberufen werden, 

wenn der Gesamtvorstand es verlangt. 

(3) Einladungen zur Mitgliederversammlungen sind grundsätz-
lich an die Schriftform gebunden, spätestens 6 Wochen  vor-

her unter Mitteilung der Tagesordnung, in dringenden Fällen 
ohne Einhaltung der Frist. 



Die Einberufung erfolgt durch Veröffentlichung in der Ver-

bandszeitschrift, spätestens 6 Wochen vorher unter Mit-

teilung der Tagesordnung, in dringenden Fällen ohne Ein-

haltung der Frist. 

 

 

Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben: 

1. Beschlussfassung über Fragen von grundsätzlicher Be-

deutung 

2. Genehmigung des Haushaltsplanes und Festsetzung 

der Mitgliedsbeiträge gemäß § 5 

3. Abnahme des Geschäfts- und Kassenberichtes und Ent-

lastung des Vorstandes 

4. Beschlussfassung über Satzungsänderungen 

5. Beschlussfassung über den Anschluss an andere be-

rufsständische Verbände 

6. Beschlussfassung über Auflösung des Verbandes 

Auf der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine 

Stimme. 

Die Einberufung durch Veröffentlichung in der Verbandszeit-

schrift erfüllt die Schriftform genauso, wie eine Einladung in 
elektronischer Form. 
 
(4) Versammlungen können entweder in Präsenz- oder in virtu-
eller Form stattfinden. Der Vorstand gibt die konkrete Form 
bei der Einberufung bekannt. 

(5) Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben: 

1. Beschlussfassung über Fragen von grundsätzlicher Be-

deutung 

2. Genehmigung des Haushaltsplanes und Festsetzung der 

Mitgliedsbeiträge gemäß § 6 

3. Abnahme des Geschäfts- und Kassenberichtes und Ent-

lastung des Vorstandes 

4. Beschlussfassung über Satzungsänderungen (gilt nur für 

die Bundesebene des Verbandes) 

5. Beschlussfassung über den Anschluss an andere berufs-

ständische Verbände 

6. Beschlussfassung über Auflösung des Verbandes 

(6) Auf der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine 

Stimme. 



Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung 

ist beschlussfähig und entscheidet mit einfacher Stim-

menmehrheit. Über jede Mitgliederversammlung ist eine 

Niederschrift anzufertigen, die durch die Versammlungs-

leiterin und die jeweilige Protokollführerin unterzeichnet 

wird. 

 

(7) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversamm-

lung ist beschlussfähig und entscheidet mit einfacher Stim-

menmehrheit. Über jede Mitgliederversammlung ist eine 

Niederschrift anzufertigen, die durch die Versammlungslei-

terin und die jeweilige Protokollführerin unterzeichnet wird. 

(8) Abweichende Zuständigkeit: Der Gesamtvorstand des 

Bundesverbandes ist berechtigt, Änderungen oder Ergän-

zungen dieser Satzung redaktioneller Art oder soweit sol-

che von einer Behörde (z.B. Finanzamt) oder einem Ge-

richt/Vereinsregister gefordert werden, selbständig vorzu-

nehmen. Die Änderung ist der Mitgliederversammlung zur 

Kenntnis zu geben 

 

8 DELEGIERTENVERSAMMLUNG 

 

Die Delegiertenversammlung setzt sich aus den Delegier-

ten der Landesgruppen und der Einzelmitglieder zusam-

men. Die Landesgruppen und die Einzelmitglieder entsen-

den je 20 angefangene Mitglieder eine Delegierte. 

Aufgabe der Delegiertenversammlung ist die Wahl der 

Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden. 

Bei der Durchführung der Wahlen kann eine Delegierte für 

höchstens zwei weitere Delegierte ihrer Landesgruppe das 

Stimmrecht ausüben. 

§9 DELEGIERTENVERSAMMLUNG  

(gilt nur für den Bundesverband) 

Die Delegiertenversammlung setzt sich aus den Delegierten 

der Landesgruppen und der Einzelmitglieder zusammen. Die 

Landesgruppen und die Einzelmitglieder entsenden je 20 

angefangene Mitglieder eine Delegierte. 

Aufgabe der Delegiertenversammlung ist die Wahl der Vor-

sitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden. 

Bei der Durchführung der Wahlen kann eine Delegierte für 

höchstens zwei weitere Delegierte ihrer Landesgruppe das 

Stimmrecht ausüben. 



Erhält ein Wahlvorschlag nicht mehr als die Hälfte der ab-

gegebenen Stimmen, so findet eine Stichwahl zwischen 

den beiden Vorschlägen statt, für die die meisten Stim-

men abgegeben wurden. Ergibt die Stichwahl keine Mehr-

heit, entscheidet das Los. 

Die Delegiertenversammlung wird, wenn erforderlich, 

gleichzeitig mit der Mitgliederversammlung unter Wah-

rung der für diese geltenden Vorschriften einberufen und 

durchgeführt. Sie tagt unmittelbar vor der Mitgliederver-

sammlung 

 

Erhält ein Wahlvorschlag nicht mehr als die Hälfte der abge-

gebenen Stimmen, so findet eine Stichwahl zwischen den 

beiden Vorschlägen statt, für die die meisten Stimmen ab-

gegeben wurden. Ergibt die Stichwahl keine Mehrheit, ent-

scheidet das Los. 

Die Delegiertenversammlung wird, wenn erforderlich, 

gleichzeitig mit der Mitgliederversammlung unter Wahrung 

der für diese geltenden Vorschriften einberufen und durch-

geführt. Sie tagt unmittelbar vor der Mitgliederversammlung 

 

9 GESAMTVORSTAND 

Der Gesamtvorstand vertritt den Verband nach außen. Er 

besteht aus der Vorsitzenden, der stellvertretenden Vor-

sitzenden, der Kassenführerin, der Schriftleiterin der vom 

Verband herausgegebenen Zeitschrift und den Vorsitzen-

den der Landesgruppen. 

In den Gesamtvorstand können Beisitzer aus verschiede-

nen Sparten berufen werden. 

Die Vorsitzende und die stellvertretende Vorsitzende wer-

den auf 4 Jahre gewählt. Einmalige Wiederwahl ist zuläs-

sig. 

Der Gesamtvorstand wird nach Bedarf von der Vorsitzen-

den einberufen. Die Einberufung muss erfolgen, wenn 

mindestens 3 Vorstandsmitglieder dieses verlangen. 

§10 GESAMTVORSTAND (des Bundesverbandes) 

Der Gesamtvorstand vertritt den Verband nach außen. Er 

besteht aus der Vorsitzenden, der stellvertretenden Vorsit-

zenden, der Kassenführerin, der Schriftleiterin der vom Ver-

band herausgegebenen Zeitschrift und den Vorsitzenden der 

Landesgruppen. 

In den Gesamtvorstand können Beisitzer aus verschiedenen 

Sparten berufen werden. 

Die Vorsitzende und die stellvertretende Vorsitzende werden 

auf 4 Jahre gewählt. Einmalige Wiederwahl ist zulässig. 

Der Gesamtvorstand wird nach Bedarf von der Vorsitzenden 

einberufen. Die Einberufung muss erfolgen, wenn mindes-

tens 3 Vorstandsmitglieder dieses verlangen. 



Der Gesamtvorstand beschließt mit einfacher Mehrheit. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der Vorsit-

zenden. 

Der Gesamtvorstand hat folgende Aufgaben: 

1. Festlegung der Richtlinien für die Verbandsarbeit 

2. Vorbereitung der Mitglieder- und Delegiertenversamm-

lung 

3. Vertretung der Interessen bei Institutionen und Ver-

bänden 

4. Öffentlichkeitsarbeit 

Über jede Sitzung des Gesamtvorstandes ist eine Nieder-

schrift anzufertigen und jedem Vorstandsmitglied zuzulei-

ten. 

 

Der Gesamtvorstand beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der Vorsitzen-

den. 

Der Gesamtvorstand hat folgende Aufgaben: 

1. Festlegung der Richtlinien für die Verbandsarbeit 

2. Vorbereitung der Mitglieder- und Delegiertenversamm-

lung 

3. Vertretung der Interessen bei Institutionen und Verbän-

den 

4. Öffentlichkeitsarbeit 

Über jede Sitzung des Gesamtvorstandes ist eine Nieder-

schrift anzufertigen und jedem Vorstandsmitglied zuzulei-

ten. 

 

10 GESCHÄFTSFÜHRENDER VORSTAND 

Die Vorsitzende, die stellvertretende Vorsitzende, die Kas-

senführerin und die Schriftleiterin der Verbandszeitschrift 

bilden den geschäftsführenden Vorstand. Die Kassenfüh-

rerin und die Schriftleiterin werden vom Gesamtvorstand 

bestellt. 

§11 GESCHÄFTSFÜHRENDER VORSTAND 

Die Vorsitzende, die stellvertretende Vorsitzende, die Kas-

senführerin und die Schriftleiterin der Verbandszeitschrift 

bilden den geschäftsführenden Vorstand.  

Die Kassenführerin und die Schriftleiterin werden vom Ge-

samtvorstand bestellt. 



Die Wahl der Vorsitzenden und der stellvertretenden Vor-

sitzenden erfolgt alle 2 Jahre in gleichbleibendem Wech-

sel. Ihre Amtszeit beträgt damit 4 Jahre. 

Vorstand im Sinne des § 26 BGB und § 59 BGB sind die 

Vorsitzende und die stellvertretende Vorsitzende.  

Bis zur Neuwahl bleibt der jeweilige Vorstand im Amt. 

 

Die Wahl der Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsit-

zenden erfolgt alle 2 Jahre in gleichbleibendem Wechsel. 

Ihre Amtszeit beträgt damit 4 Jahre. 

Vorstand im Sinne des § 26 BGB und § 59 BGB sind die Vor-

sitzende und die stellvertretende Vorsitzende.  

Bis zur Neuwahl bleibt der jeweilige Vorstand im Amt. 

 

11 LANDESGRUPPEN 

Die Landesgruppen erfüllen in ihrem Bereich die vorste-

henden Aufgaben nach § 2, soweit sie auf Landesebene 

anfallen. Sie können Bezirksgruppen bilden. Die Bildung 

von Sparten aufgrund der verschiedenen Tätigkeiten der 

Mitglieder ist möglich. Die Landesgruppen wählen ihren 

Vorstand auf 4 Jahre. Wiederwahl ist möglich. 

 

§12 LANDESGRUPPEN 

Die Landesgruppen erfüllen in ihrem Bereich die vorstehen-

den Aufgaben nach § 2, soweit sie auf Landesebene anfal-

len. Sie können Bezirksgruppen bilden. Die Bildung von 

Sparten aufgrund der verschiedenen Tätigkeiten der Mitglie-

der ist möglich. Die Landesgruppen wählen ihren Vorstand 

(gem. § 13) auf 4 Jahre. Wiederwahl ist möglich. 

Die Landesgruppen (gem. § 3 (2)) sind berechtigt, im Rah-

men dieser Satzung über einen eigenen Haushalt zu verfü-

gen und ein Konto zu unterhalten. 

 

12 ABSTIMMUNGEN 

Bei Abstimmungen entscheidet grundsätzlich die einfache 

Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abge-

lehnt. 

Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung ent-

hält, ist die Mehrheit von 3/4, zu einem solchen über die 

§13 ABSTIMMUNGEN   

1. Bei Abstimmungen (durch Handaufheben – mit oder ohne 

Stimmkarten bzw. elektronisch) entscheidet, soweit die 

Satzung nichts anderes (§13, 2.) bestimmt, grundsätzlich 

die einfache Mehrheit. Einfache Mehrheit bedeutet, dass 

mehr Ja- als Nein-Stimmen abgegeben worden sind. 



Auflösung des Verbandes von 4/5 der Stimmen der anwe-

senden Mitglieder erforderlich. 

 

Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht 

gewertet. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abge-

lehnt. 

2. Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung ent-

hält, ist die Mehrheit von 3/4, zu einem solchen über die 

Auflösung des Verbandes von 4/5 der Stimmen der an-

wesenden Mitglieder erforderlich. 

 

13 GESCHÄFTSSTELLE 

Zur Erfüllung der Aufgaben des Verbandes wird eine Ge-

schäftsstelle am Wohnort der Vorsitzenden eingerichtet. 

 

§14 GESCHÄFTSSTELLE 

Zur Erfüllung der Aufgaben des Verbandes wird eine Ge-

schäftsstelle am Wohnort der Vorsitzenden eingerichtet. 

 

14 AUFLÖSUNG DES VERBANDES 

Die Auflösung des Verbandes kann nur durch Beschluss 

der Mitgliederversammlung erfolgen. Das Verbandsver-

mögen wird in diesem Falle zur Förderung des Berufs-

standes verwendet. 

Über die Einzelheiten entscheidet die Mitgliederversamm-

lung. 

 

§15 AUFLÖSUNG DES VERBANDES  

(gilt auch für die Landesgruppen) 

Die Auflösung des Verbandes kann nur durch Beschluss der 

Mitgliederversammlung erfolgen. Das Verbandsvermögen 

wird in diesem Falle zur Förderung des Berufsstandes ver-

wendet. 

Über die Einzelheiten entscheidet die zuständige Mitglieder-

versammlung. 

 

15 INKRAFTTRETEN DER SATZUNG §16 INKRAFTTRETEN DER SATZUNG 



Die Satzung tritt am Tage ihrer Annahme durch die Mit-

gliederversammlung in Kraft (5.6.1974). Die Satzungsän-

derung gemäß der Mitgliederversammlung vom 

27.5.1988 tritt mit dem Tage der Annahme in Kraft. Die 

Satzungsänderung gemäß der Mitgliederversammlung 

vom 03.09.2009 tritt mit dem Tage der Annahme in 

Kraft. 

 

 

Die Satzung tritt am Tage ihrer Annahme durch die Mitglie-

derversammlung in Kraft (5.6.1974). Die Satzungsänderun-

gen gemäß den Mitgliederversammlungen vom 27.5.1988 

und 03.09.2009 treten mit dem Tage der Annahme in Kraft. 

Die Satzungsänderung gemäß der Mitgliederversammlung 

vom 19.09.2024 tritt mit dem Tage der Annahme in Kraft. 

 


